
Die Welt wird von immer neuen Kriegen 
erschüttert, Menschen werden getötet, 
Länder verwüstet. Das Risiko eines gro-
ßen Krieges zwischen den Atommächten 
wächst und bedroht die Menschheit welt-
weit. Gigantische Finanzmittel und 
Ressourcen werden für Krieg 
und Militär verpulvert. Statt da-
mit die großen Probleme von 
Armut und Unterentwicklung, 
maroder Infrastruktur und kata-
strophalen Mängeln in Bildung 
und Pflege, Klimawandel 
und Naturzerstörung zu be-
kämpfen.

Die deutsche Regierung 
und Parlamentsmehrheiten 
beteiligen sich an dieser verheerenden 
Politik. Sie reden über „Kriegstüchtigkeit“ 
und sogar über „eigene“ Atombewaff-
nung, statt sich mit aller Kraft für ein Ende 
der Kriege, für Frieden und gemeinsa-
me Problemlösungen einzusetzen. Die 
Ausgaben für Militär sollen 2024 auf zwei 
Prozent der Wirtschaftsleistung, über 85 
Milliarden Euro, erhöht werden und in 
den kommenden Jahren weiter steigen. 
Während in den sozialen Bereichen, bei 

Bildung und Infrastruktur gravierend ge-
kürzt wird und die Lasten der Klimapolitik 
auf die Masse der Bevölkerung abgewälzt 
werden.

Die Gewerkschaften müssen sich 
unüberhörbar für Friedensfähig-

keit statt „Kriegstüchtigkeit“ 
einsetzen, für Abrüstung und 
Rüstungskontrolle, Verhand-

lungen und friedliche Konflikt-
lösungen. Für Geld für Soziales 

und Bildung statt für Waffen. 
Das ergibt sich aus ihrer Tra-

dition und ihren Beschlüs-
sen. Auch und beson-
ders in den aktuellen 
Auseinandersetzungen 

um die internationale Politik und um 
die Haushaltspolitik!

Wir fordern unsere Gewerkschaf-
ten und ihre Vorstände auf, den Be-
schlüssen und ihrer Verantwortung 
gerecht zu werden! Die Gewerkschaf-
ten müssen sich laut und entschie-
den zu Wort melden und ihre Kraft 
wirksam machen: gegen Kriege und 
gegen Aufrüstung!
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Gewerkschaften gegen Aufrüstung und Krieg! 
Friedensfähigkeit statt Kriegstüchtigkeit!

Hier den Aufruf unterstützen!
Alle Erstunterzeichnerinnen und Erstunterzeichner so-
wie die Möglichkeit, den Aufruf zu unterschreiben, fin-
dest Du / finden Sie auf unserer Website:

https://gewerkschaften-gegen-aufruestung.de/



Aufruf des DGB zum Antikriegstag 
am 01.09.2023
„Jeder Krieg ist ein Angriff auf die 
Menschheit und die Menschlichkeit. Das 
ist die zentrale Lehre, die der DGB und 
seine Mitgliedsgewerkschaften aus der 
Geschichte gezogen haben. Das ist der 
Grund, weshalb wir uns mit all unserer 
gewerkschaftlichen Kraft für Frieden, 
Rüstungskontrolle und Abrüstung, für 
die Achtung der Menschenrechte und für 
mehr soziale Gerechtigkeit einsetzen.

Wir leben in einer Zeit, in der dieses En-
gagement besonders gefordert ist. (…) 
Die Waffen müssen endlich schweigen 
– überall! (…) Jeder Euro, der zusätzlich 
für Aufrüstung ausgegeben wird, fehlt an 
anderer Stelle. Deshalb fordern wir die 
Bundesregierung auf, von einer – wie es 
die NATO fordert – weiteren Aufstockung 
des Rüstungsetats auf zwei Prozent des 
BIP oder sogar mehr abzusehen und sich 
mit ihren EU-Partner*innen und im Rah-
men der internationalen Staatengemein-
schaft für neue nukleare Rüstungskon-
trollabkommen und eine Eindämmung 
von Rüstungsexporten stark zu machen.“

Beschluss des IG Metall Gewerk-
schaftstags, 24.10.2023
„Waffenexporte sind restriktiv und trans-
parent zu handhaben. Eine Fixierung auf 
Waffenlieferungen verlängert diesen Krieg 
und führt auf beiden Seiten zu tausen-
den Toten und Verletzten. Daher ist der 
Schwerpunkt auf diplomatische Lösun-
gen zu legen, um zunächst einen schnel-
len Waffenstillstand zu vereinbaren. (...)

Eine dauerhafte Steigerung des Etats für 
Rüstung und Verteidigung auf ein will-
kürlich erscheinendes, an konjunkturelle 
Entwicklungen gekoppeltes Zwei-Pro-
zent- Ziel oder gar darüber hinaus lehnen 
wir ab.“

 
Beschluss des ver.di Bundeskon-
gresses, 21.09.2023
„ver.di lehnt die Lieferung der Taurus-
Marschflugkörper an die Ukraine ab. (…)

Angesichts des russischen Angriffs auf 
die Ukraine jedoch ad hoc Schulden in 
Form eines Sondervermögens von 100 
Milliarden Euro ausschließlich für die 
Bundeswehr aus dem Ärmel zu schütteln, 
während andere Bereiche öffentlicher 
Daseinsvorsorge wie KiTas, Schulen, 
Krankenhäuser und viele weitere öffentli-
che materielle und soziale Infrastrukturen 
bekanntermaßen seit vielen Jahren un-
ter massiven Investitionsdefiziten leiden, 
ohne dass seitens der Bundesregierung 
auch nur ansatzweise ähnliche Program-
me erwogen wurden, ist mehr als frag-
würdig und wird daher von ver.di abge-
lehnt. (...)

Das Zwei-Prozent-Ziel ist keine geeignete 
Orientierungsgröße für die finanzielle Aus-
stattung der Bundeswehr und wird daher 
von ver.di abgelehnt. (…) So bedrohlich 
der Krieg Russlands gegen die Ukraine 
keine 1.000 Kilometer von deutschen 
Grenzen entfernt ist, es darf daraus nicht 
der Schluss einer Auf- und Hochrüstung 
der Bundeswehr und der NATO gezogen 
werden.“

Auszüge aus aktuellen Positionen der Gewerkschaften


